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Antrag Nr. 24
der Fraktion sozialdemokratischer GewerkschafterInnen

an die 170. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien
am 26. April 2018
UNZULÄSSIGKEiT von ABTretungsverboten gegenüber den verbandsklagsberechtigten Verbänden
Immer öfter enthalten allgemeine Geschäftsbedingungen ein Abtretungsverbot. Somit kann ein Anspruch einer Konsumentin oder eines Konsumenten auch nicht etwa an verbandsklagsbefugte Organisationen wie AK oder VKI zur Klagsführung von Musterprozessen abgetreten werden. Daher sollte im Konsumentenschutzgesetz festgelegt werden, dass eine Abtretung zumindest an verbandsklagsbefugte Verbände nicht vertraglich ausgeschlossen werden darf. 

Forderung:

§ 6 Absatz 1 des Konsumentenschutzgesetzes (KSchG) enthält einen Katalog an Vertragsbestimmungen, die für VerbraucherInnen jedenfalls unverbindlich sind. Dieser Katalog sollte um eine Regelung ergänzt werden, wonach vertragliche Abtretungsverbote gegenüber den verbandsklagsbefugten Verbänden im Sinne des § 29 KSchG unzulässig sind. Denn nur so kann verhindert werden, dass die KonsumentInnen individuell und auf eigenes Risiko eine Klage führen müssen.
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